
  Kreis Wesel    Stellungnahme Kreis Wesel zu den Feststellungen und Empfehlungen    050.010.040_02538 

Seite 1 von 24 

ÜBERÖRTLICHE PRÜFUNG 
des Kreises Wesel im Jahr 2022/2023 

Stellungnahme Kreis Wesel zu den Feststellungen und Empfehlungen 

 

 

  



  Kreis Wesel    Stellungnahme Kreis Wesel zu den Feststellungen und Empfehlungen    050.010.040_02538 

Seite 2 von 24 

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2022/2023 – Handlungsfelder  

Feststellung Empfehlung Stellungnahme der Verwaltung  

Haushaltssteuerung 

F1 Der Kreis Wesel konnte Aufwandssteige-
rungen der letzten Jahre begleitet durch 
entsprechende Konsolidierungspro-
gramme im Wesentlichen durch Schlüs-
selzuweisungen und die allgemeine 
Kreisumlage ausgleichen. Von einer wei-
teren positiven Entwicklung bei den 
Schlüsselzuweisungen kann nicht ohne 
weiteres ausgegangen werden. Es wer-
den daher künftig Konsolidierungsmaß-
nahmen bei steuerbaren Haushaltspositi-
onen nötig sein, um sich Handlungsspiel-
räume langfristig zu erhalten. Die 
gpaNRW sieht diesbezüglich Handlungs-
bedarf. 

E1 Der Kreis Wesel sollte, neben den bereits 
bestehenden sowie sich noch in der Kon-
kretisierung befindlichen Konsolidie-
rungsbeiträgen, vorsorglich weitere Kon-
solidierungspotenziale bei beeinflussba-
ren Haushaltspositionen identifizieren. 
Bei einer absehbaren Verschlechterung 
der wirtschaftlichen Lage können die Ein-
bußen nicht ausschließlich durch eine hö-
here Kreisumlage, sondern müssen un-
terstützt durch eigene Konsolidierungs-
maßnahmen kompensiert werden. 

Haushaltskonsolidierung wird als Daueraufgabe verstanden. Nach den Konsoli-
dierungsprozessen für die Jahre 2011 – 2015 sowie 2016 – 2021 liegt der aktuelle 
Fokus stärker auf der Erhöhung der Erträge. Neben Ausschüttungen werden Er-
höhungspotenziale aus Gebühren und Entgelten in der Haushaltsplanung für 
2024 und 2025 umgesetzt. 

F2 Im investiven Bereich schöpft der Kreis 
Wesel seine Haushaltsermächtigungen 
jährlich nur zu ca. 26 Prozent aus. Dies 
deutet darauf hin, dass vorgenommene 
Ermächtigungsübertragungen in dem 
Umfang nicht erforderlich sind, finanzi-
elle Mittel hierdurch jedoch gebunden 
werden und daher in der Veranschla-
gungspraxis Verbesserungspotenzial be-
steht. 

E2 Die gpaNRW empfiehlt dem Kreis Wesel, 
Ermächtigungsübertragungen für inves-
tive Maßnahmen restriktiver vorzuneh-
men. Soweit möglich, sollten Maßnah-
men neu geplant und im Haushalt neu 
veranschlagt werden. 

Gem. der örtlichen Regelung zu den Ermächtigungsübertragungen gem. § 53 Abs. 
1 KrO i. V. m. § 22 KomHVO für den Kreis Wesel wird bereits ein restriktiver Maß-
stab angewandt, auch unter Berücksichtigung nachfolgender Veranschlagungen. 
Erneute (wiederholte) Veranschlagungen von investiven Maßnahmen sind dage-
gen nicht vorteilhaft. 

F3 Die Akquise von Fördermitteln erfolgt 
beim Kreis Wesel überwiegend dezentral. 

E3 Die gpaNRW empfiehlt, strategische Vor-
gaben und Ziele zur Rekrutierung von 

Derzeit werden die Optionen entwickelt, ein Fördermittelmanagement aufzu-
bauen. 
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Strategische Vorgaben sowie ein festge-
legter Prozess zum Fördermittelmittel-
management sind bisher nicht vorhan-
den. 

Fördermitteln zu formulieren. Bei der 
Planung von Investitions- und Unterhal-
tungsmaßnahmen sollte standardmäßig 
eine Prüfung auf Fördermöglichkeiten er-
folgen. 

F4 Der Kreis Wesel verfügt über kein Förder-
mittelcontrolling mit Berichtswesen. Dar-
über hinaus besteht weiteres Verbesse-
rungspotenzial bei der Fördermittelbe-
wirtschaftung. 

E4.1 Der Kreis Wesel sollte die Einführung ei-
ner zentralen Datei oder Datenbank 
überprüfen, in der er die wesentlichen 
Informationen aller investiven und kon-
sumtiven Förderprojekte einpflegt. Diese 
würde die fristgemäße Abwicklung der 
Förderbestimmungen und einen perso-
nenunabhängigen Wissensstand zu den 
Förderprojekten erleichtern. 

Im Rahmen der Entwicklung des Fördermittelmanagements wird auch die Sinn-
haftigkeit einer Datenbank geprüft. 

E4.2 Die gpaNRW empfiehlt dem Kreis Wesel 
die Einrichtung eines Fördercontrollings 
mit Berichtswesen. Die Entscheidungsträ-
ger, wie Verwaltungsleitung, Fachaus-
schüsse und der Kreistag sollten hierüber 
regelmäßig über Förderprojekte infor-
miert werden. 

Intern findet bereits ein Monitoring der verwaltungsweiten Förderprogramme (z. 
B. beim Kommunalinvestitionsfördergesetz) statt. Im Rahmen des Jahresab-
schlusses wird der Fördermitteleinsatz projektbezogen dargestellt. 

Tax Compliance Management System 

F1 Der Kreis Wesel führt derzeit eine Be-
standsanalyse zur Ermittlung der nach § 
2b UStG umsatzsteuerpflichtigen Sach-
verhalte durch. Eine Risikoanalyse wurde 
für einige Prozesse bereits vorgenom-
men. Optimierungspotential besteht bei 
der Ausgestaltung bzw. durch Auswei-
tung der Analysen. 

E1.1 Der Kreis Wesel sollte sicherstellen, dass 
bei der Überprüfung der Steuerrelevanz 
ein vollumfängliches Vertragsscreening 
durchgeführt wird. Er sollte die Möglich-
keiten, die eine Vertragsdatenbank bie-
tet, z.B. für die Dokumentation, nutzen. 

Der Kreis Wesel unterhält ein Vertragsregister, welches durch die Dienstanwei-
sung Vertragsregister verbindlich geregelt ist. Im Rahmen des TCMS wurden auch 
die entsprechenden Verträge geprüft. Die Einführung einer Vertragsdatenbank 
wird aktuell geprüft. 

E1.2 Der Kreis Wesel sollte die sorgfältige Risi-
koanalyse wie geplant auf sämtliche 

Der Kreis Wesel hat im Rahmen seines TCMS alle für den Kreis Wesel relevanten 
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Steuerarten und Prozesse der Kreisver-
waltung ausweiten und dies dokumentie-
ren. 

Steuerarten von den nicht relevanten Steuerarten abgegrenzt. Im weiteren Ver-
lauf der Aktualisierung des TCMS- Handbuches werden die für den Kreis Wesel 
relevanten Steuerarten genauer analysiert. 

E1.3 Der Kreis sollte verbindlich regeln, dass 
neue Sachverhalte bereits im Planungs-
stadium und Verträge im Entwurfssta-
dium zur steuerrechtlichen Überprüfung 
gemeldet werden. 

Der Vorschlag der GAP wurde im TCMS-Handbuch umgesetzt. 

F2 Die Prozesse zur Informationsbeschaf-
fung und –bereitstellung des Kreises We-
sel sind gut aufgebaut. Optimierung ist 
durch konkretere Ausgestaltung und Aus-
weitung der Prozesse möglich. 

E2.1 Der Kreis sollte eine Fortbildungspflicht 
oder ein verbindliches Fortbildungskon-
zept etablieren. Das Konzept sollte die 
Zeitpunkte und wesentlichen Inhalte der 
(geplanten) Veranstaltungen enthalten. 
Die Durchführung der Fortbildungen und 
die Teilnehmenden sollte der Kreis doku-
mentieren. 

Der Vorschlag der GAP wurde im TCMS-Handbuch umgesetzt. 

E2.2 Der Kreis Wesel sollte neben den anlass-
bezogenen Berichten zu Steuerthemen 
ein regelmäßiges Berichtswesen an den 
Verwaltungsvorstand zum TCMS verbind-
lich regeln. Die regelmäßigen Berichte 
können in ein bereits vorhandenes Be-
richtswesen, z.B. in einem Abschnitt „Tax 
Compliance“, aufgenommen werden. 

Der Vorschlag der GAP wurde im TCMS-Handbuch umgesetzt. Zum 30.06.2023 
erfolgte ein erster Bericht an den Verwaltungsvorstand. 

F3 Der Kreis Wesel plant die Überwachung 
und Verbesserung des TCMS. Die Planun-
gen sind derzeit noch nicht konkret. 

E3 Der Kreis Wesel sollte den Überwa-
chungsplan zeitnah erstellen, sodass re-
gelmäßige Kontrollen der Regelungen 
zum TCMS erfolgen und dokumentiert 
werden. Es sollten konkrete, regelmäßige 
Kontrollen verbindlich festgelegt werden. 

Im Überwachungsplan wird die regelmäßige Kontrolle unter Einbeziehung der 
örtlichen Rechnungsprüfung konkret geregelt. 
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Informationstechnik 

F1 Trotz positiver Entwicklungen schränken 
die Rahmenbedingungen im Zweckver-
band KRZN die Möglichkeiten des Krei-
ses, aktiv Einfluss auf seine IT-Kosten zu 
nehmen, nach wie vor ein. 

E1 Der Kreis Wesel sollte der Transparenz 
bei der Preiskalkulation und Abrechnung 
sowie der Flexibilität bei der Auswahl der 
Leistungen des KRZN weiterhin die gebo-
tene Aufmerksamkeit widmen. Insbeson-
dere sollte auf verursachungsgerechtere 
Abrechnungsschlüssel hingewirkt wer-
den. 

Bereits im Jahr 2018 wurde durch die Verbandsmitglieder gemeinsam mit dem 
KRZN ein Strategieprozess zu notwendigen Veränderungsprozessen begonnen. 
Hinsichtlich der Kostentransparenz und verursachungsgerechte Abrechnungs-
schlüssel wurden Umstellungen im Paketentgeltesystem und die Einführung ei-
ner Kosten- und Leistungsrechnung beschlossen und dahingehend erste Schritte 
umgesetzt. 

F2 Die Kosten je Arbeitsplatz mit IT-Ausstat-
tung sind beim Kreis Wesel höher als bei 
der Mehrzahl der Kreise, gleichwohl sind 
sie insgesamt unauffällig. Die Fachan-
wendungskosten übersteigen jedoch den 
3. Viertelwert. 

E2 Der Kreis Wesel sollte auch bei den Fach-
anwendungen des KRZN das Kosten-Nut-
zen-Verhältnis bewerten können. An-
knüpfend an die Empfehlung zum IT-Be-
triebsmodell und zur IT-Steuerung sollte 
der Kreis über die Gremienarbeit weiter-
hin auf eine noch verursachungsgerech-
tere Leistungsabrechnung des KRZN hin-
wirken. 

Im Rahmen der Gremienarbeit wird der Kreis Wesel auf die Weiterentwicklung 
der IT-Steuerung hinwirken. Dies gilt insbesondere auch für den mit der Bera-
tungsagentur Partner Deutschland GmbH stattfindenden Strategie- und Organi-
sationsentwicklungsprozess sowie den weiteren Veränderungsnotwendigkeiten 
im Hinblick auf die Umsatzsteuerproblematik für den interkommunalen Aus-
tausch von Leistungen. 

F3 Der Kreis Wesel setzt die rechtlichen An-
forderungen bereits weitgehend um. Bei 
der Umsetzung des OZG steht noch eine 
konkrete Zeitplanung für die durchzufüh-
renden Maßnahmen aus. 

E3.1 Der Kreis Wesel sollte die flächende-
ckende produktive Einführung des 
XRechnung-Workflows weiterhin konse-
quent vorantreiben. 

Der Rechnungsworkflow wird bereits in weiten Teilen der Verwaltung produktiv 
genutzt. In den weiteren noch anzubindenden Bereichen sind entweder nur sehr 
wenige Rechnungen zu bearbeiten oder es bedarf spezieller Lösungen aufgrund 
von Schnittstellenproblematiken zum Fachverfahren. 

E3.2 Der Kreis Wesel sollte unter Abwägung 
von Aufwand und Nutzen die Maßnah-
menplanung für die weitere OZG-Umset-
zung um konkrete Zeitvorgaben als Steu-
erungsinstrument erweitern. 

Eine Zeitplanung zur Umsetzung von OZG-Maßnahmen wird bei Maßnahmen ein-
gesetzt, die eigenständig durch den Kreis Wesel umgesetzt werden können. So-
weit Fachverfahrenshersteller beteiligt sind oder sog. EfA-Leistungen eingeführt 
werden sollen, ist der Umsetzungszeitpunkt nicht vom Kreis Wesel bestimmbar. 

F4 Der Prozess der digitalisierten Rech-
nungsbearbeitung erreicht im Kreis We-
sel bereits einen fortgeschrittenen Stand. 

E4 Der Kreis Wesel sollte die Implementie-
rung der automatisierten und medien-
bruchfreien Rechnungsbearbeitung als 

Die Implementierung der digitalen Rechnungsbearbeitung hat höchste Priorität 
(siehe oben). 
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Die Vervollständigung der Prozessschritte 
und laufende Ausweitung auf einen flä-
chendeckenden Einsatz hat hohe Priori-
tät. 

Teil der digitalen Transformation mit ho-
her Priorität fortsetzen. 

F5 Der Kreis Wesel hat ein systematisches 
und strukturiertes Prozessmanagement 
aufgebaut, das eine sehr gute Grundlage 
für die digitale Transformation bildet. 

E5.1 Der Kreis Wesel sollte prüfen, ob die vor-
handene personelle Ausstattung für eine 
erfolgreiche Umsetzung des Prozessma-
nagements ausreicht. Soweit erforder-
lich, sollte die Verwaltung die Fach- und 
Methodenkompetenz durch entspre-
chende Aus- und Fortbildung fördern. 

Durch die Unterstützung der PICTURE GmbH ist ein flexibler Einsatz eigenen Per-
sonals und von Mitarbeitenden der PICTURE GmbH je nach Fragestellung mög-
lich. Die Verbreiterung der Fach- und Methodenkompetenz ist eine aktuelle Auf-
gabenstellung, 

E5.2 Wegen der elementaren Bedeutung des 
Prozessmanagements und der hohen 
Durchdringung aller Verwaltungsberei-
che sollte der Kreis Wesel in Erwägung 
ziehen, die entsprechenden Aufgaben 
auch dezentral formal zu verankern. 

Die Optionen einer beabsichtigten dezentralen Verankerung des operativen Pro-
zessmanagements werden derzeit geprüft. 

F6 Die örtliche Rechnungsprüfung des Krei-
ses Wesel kann aktuell nur rechtlich vor-
geschriebene Programmprüfungen mit 
Unterstützung des KRZN absichern. Eine 
weitergehende systematische örtliche IT-
Prüfung ist aufgrund der personellen und 
fachlichen Situation nur sehr einge-
schränkt möglich. 

E6.1 Die örtliche Rechnungsprüfung des Krei-
ses Wesel sollte den Einsatz von Massen-
datenanalysen sukzessive ausbauen und 
so ihre Prüfhandlungen technisch und 
methodisch den Anforderungen der digi-
talen Transformation anpassen. 

Die örtliche Rechnungsprüfung des Kreises Wesel setzt bereits seit vielen Jahren 
für die Durchführung von Massendatenanalysen (z. B. im Sozialbereich) oder die 
Generierung von validen Stichproben aus Massendatenbeständen die Software 
IDEA der Fa. Audicon ein. Dieses Instrument hat sich sehr bewährt und der Ein-
satz im Rahmen von Prüfungshandlungen wird ständig weiter forciert. 

E6.2 Die örtliche Rechnungsprüfung sollte 
eine IT-Prüfungsstrategie als Grundlage 
der Personalbedarfsermittlung entwi-
ckeln und dokumentieren. Darauf auf-
bauend sollte der Kreis Wesel die Hand-
lungsfähigkeit seiner örtlichen Rech-

Eine Vielzahl der Programm- und Wirtschaftlichkeitsprüfungen erfolgen durch 
das KRZN zentral für alle Verbandsanwender. Die Empfehlung wird auf der Basis 
einer dokumentierten IT-Prüfungsstrategie unter Berücksichtigung der GPA- und 
KRZN-Zuständigkeiten geprüft. Dies beinhaltet auch notwendige Stellenanteile 
und IT-spezifische Fortbildungen. 
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nungsprüfung durch adäquate Stellenan-
teile und IT-spezifische Fortbildungen 
stärken. 

Hilfe zur Erziehung 

F1 Präventive Angebote für unterschiedliche 
Zielgruppen werden im Kreis Wesel in-
tensiv genutzt, und sie werden sukzes-
sive weiter ausgebaut und gefestigt. Der 
Kreis hat soziale Netzwerke aufgebaut, 
und Netzwerktreffen der notwendigen 
Akteure finden regelmäßig statt. Bislang 
hat der Kreise seine Bausteine noch nicht 
in einer so genannten „Präventionskette“ 
zusammengeführt. 

E1 Der Kreis Wesel sollte seine präventiven 
Bausteine von der Geburt bis zum Über-
gang in die Selbständigkeit weiter aus-
bauen und zu einer Präventionskette zu-
sammenführen. 

Die Gemeindeprüfungsanstalt stellt richtigerweise fest, dass der Kreis Wesel die 
präventiven Angebote noch nicht in einer „Präventionskette“ zusammengeführt 
hat. Aus hiesiger Sicht ist es wichtig präventive Angebote vorzuhalten und diese 
weiter auszubauen. Hierin liegt der Schwerpunkt der Arbeit im Bereich Frühe 
Hilfe und Präventionsketten. Das Zusammenführen der Angebote unter dem 
Dach „Präventionsketten“ ist geplant und wird sukzessive umgesetzt. 

F2 Der Kreis Wesel hat ein Finanzcontrolling 
installiert, mit dem er den Aufgabenbe-
reich der Hilfe zur Erziehung gut steuert. 
Der Jahresbericht des Jugendamtes kann 
durch eine Erweiterung um steuerungs-
relevante Kennzahlen im Zeitverlauf noch 
optimiert werden. 

E2 Der Kreis Wesel sollte das Finanzcontrol-
ling im Aufgabengebiet Hilfen zur Erzie-
hung zukünftig mit weiteren steuerungs-
relevanten Kennzahlen ausbauen, diese 
regelmäßig auswerten und im Jahresbe-
richt des Jugendamtes darstellen. Hilfs-
weise könnten hierfür die im Bericht dar-
gestellten Kennzahlen weitergeführt 
werden. 

Im Jahresbericht des Jugendamtes für das Jahr 2022 wurden bereits Informatio-
nen zur Falldichte sowie Finanzdaten aufgeteilt nach Kommunen aufgenommen. 
Eine sinnvolle Darstellung und Verknüpfung von Fall- und Finanzdaten muss ge-
prüft werden. Ebenso die Aufnahme von „Kosten je Hilfefall“. 

F3 Das Fachcontrolling des Kreises Wesel 
befindet sich noch im Aufbau. Eine Doku-
mentation und Analyse hinsichtlich der 
Wirksamkeit und Zielerreichung bei ein-
zelnen Hilfen erfolgt bislang nicht, ist 
aber in Planung. 

E3 Der Kreis Wesel sollte sein Fachcontrol-
ling weiter aufbauen und mit dem Fi-
nanzcontrolling zusammenführen. Ein re-
gelmäßiger Fachcontrollingbericht, der 
auch anbieterbezogene Auswertungen 
berücksichtigt, sollte erarbeitet werden. 

Für das Fachcontrolling wird im Jahr 2023 ein Konzept erstellt. Dieses wird im 
ersten Schritt mit den Fachdienstleitungen im Jugendamt besprochen und eine 
Priorisierung erstellt. Anschließend erfolgt eine Beteiligung der jeweiligen Berei-
che. Der Aufbau ist zeitintensiv und muss unter Beteiligung der Mitarbeitenden 
erfolgen, um eine möglichst hohe Akzeptanz zu erreichen. 
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F4 Der Kreis Wesel arbeitet bei der Hilfe zur 
Erziehung mit verbindlichen Verfahrens-
standards und entwickelt diese kontinu-
ierlich weiter. Die Zusammenführung der 
Standards und Prozesse in einem Hand-
buch der Sozialen Dienste ist in Bearbei-
tung aber noch nicht abgeschlossen. 

E4 Der Kreis Wesel sollte seine Verfahrens-
standards und Prozesse für die Hilfe zur 
Erziehung wie geplant weiterentwickeln 
und diese im „Handbuch der Sozialen 
Dienste“ zusammenführen. 

Der Empfehlung der GPA wird gefolgt. Die Einführung des Handbuches für die So-
zialen Dienste Teilbereich „Kinderschutz“ steht kurz vor dem Abschluss. Im An-
schluss folgt die Umsetzung für die weiteren Aufgabenbereiche. 

F5 Der Kreis Wesel nutzt bei der Hilfe zur Er-
ziehung prozessintegrierte Kontrollme-
chanismen. Prozessunabhängige Kontrol-
len finden noch nicht statt, sind aber in 
Planung. 

E5 Der Kreis Wesel sollte wie geplant künftig 
auch regelmäßig und stichprobenhaft 
prozessunabhängige Kontrollen installie-
ren und die Einhaltung der Standards 
überprüfen. Alle Kontrollen sollten 
schriftlich dokumentiert werden. 

Prozessunabhängige Kontrollen obliegen den Leitungskräften im Jugendamt. Das 
Thema wird innerhalb des Jugendamtes aufgegriffen und umgesetzt. 

F6 Die Wirtschaftliche Jugendhilfe beim 
Kreis Wesel liegt in 2020 bei den Hilfe-
planfällen je Vollzeit-Stelle höher als 
rund 75 Prozent der Kreise des Ver-
gleichs. Auch der gpa-Richtwert wird 
deutlich überschritten. 

E6 Der Kreis Wesel sollte in der WiJu Fach-
kräfte im Umfang des auf Grundlage sei-
ner Personalbemessung quantifizierten 
Personalbedarfes einsetzen. Dabei sollte 
der Kreis auch die Entwicklung der Fall-
zahlen berücksichtigen. 

Die Empfehlungen der GPA wurden bereits während des laufenden Prozesses be-
arbeitet. Der Personalbedarf wurde anhand einer Personalbedarfsbemessung er-
mittelt, der ermittelte zusätzliche Bedarf wurde kurzfristig befristet gedeckt. Im 
Rahmen der Stellenplanung 2024/ 2025 wird eine Umwandlung in dauerhafte 
Stelle beantragt. 

F7 Die hohe Falldichte im Kreis Wesel wirkt 
sich negativ auf den Fehlbetrag und auch 
auf die Aufwendungen HzE je Einwohner 
von 0 bis unter 21 Jahre aus. 

E7 Der Kreis Wesel sollte seine Steuerung 
der Hilfen zur Erziehung durch die regel-
mäßige Auswertung und Analyse der 
HzE-Falldichte für einzelne wesentliche 
Hilfearten weiter optimieren. 

Bei einigen Hilfen zu Erziehung wurde die Falldichte bereits im Jahresbericht des 
Jugendamtes für das Jahr 2022 aufgenommen. Die weitere Analyse der Falldichte 
ist vorgesehen. 

F8 Der Kreis Wesel hat vergleichsweise viele 
Fälle nach § 35a SGB VIII für Integrations-
hilfen/Schulbegleitungen sowie erhöhte 
Fallaufwendungen. Die hohen Fallzahlen 
erhöhen die Aufwendungen und den 
Fehlbetrag. 

E8 Der Kreis Wesel sollte die Entwicklung 
der Fallzahlen bei den Eingliederungshil-
fen für Integrationshilfen/Schulbegleitun-
gen im Blick behalten und bei steigenden 
Fallzahlen erneut die Möglichkeit der 
Nutzung von Poollösungen prüfen. 

Die Entwicklung der Eingliederungshilfe für Integrationshilfen / Schulbegleitun-
gen wird durch das Team der Eingliederungshilfe stetig im Blick gehalten. Grund-
sätzlich wird geprüft, ob Synergien in Klassen oder Schulen erzielt werden kön-
nen. Allerdings darf hier nicht aus dem Blick geraten, dass Kinder und Jugendliche 
einen Anspruch auf Einzelfallhilfen haben. Erschwerend kommt die große Anzahl 
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an Schulen in verschiedenen Kommunen in Zuständigkeit des Kreisjugendamtes 
hinzu. 

F9 Die Aufwendungen für die Hilfen junger 
Volljähriger belasten 2020 den Haushalt 
des Kreises Wesel stärker als in anderen 
Kreisen. Belastend auf die Aufwendun-
gen HzE und den Fehlbetrag HzE wirkt 
sich insbesondere die vergleichsweise 
hohe Falldichte bei volljährigen Hilfe-
empfangenden aus. 

E9 Der Kreis Wesel sollte die Entwicklung 
der Fallkosten und der Falldichte bei den 
jungen Volljährigen nach § 41 SGB VIII 
insgesamt, aber auch differenziert nach 
ambulant und stationär, analysieren. 
Dies gilt insbesondere im Hinblick darauf, 
ob das Übergangsmanagement wirksam 
zur zügigen Verselbstständigung beiträgt. 

Die Empfehlung wird seitens des Jugendamtes zur Kenntnis genommen. Diese ist 
mit personellem Aufwand verbunden. Die Kosten werden lediglich bei stationä-
ren Hilfen nach „minderjährig“ und „volljährig“ unterschieden. Bei den ambulan-
ten Hilfen zur Erziehung ist hier ggf. eine „händische“ Auswertung aus dem Ju-
gendamtsinformationssytem (JUGIS) zu erstellen, die allerdings nur die Namen 
der Klienten sowie Ist- und Plankosten enthält. Die Kosten müssten dann je Fall 
aus den Kassenverfahren ermittelt werden. Es ist geplant, die Empfehlung umzu-
setzen. 

Hilfe zur Pflege 

F1 Aufgrund der eingeschränkten Datenlage 
des Kreises Wesel können keine Kenn-
zahlen zu den Erträgen in die Analyse mit 
einbezogen werden. Vor allem bei der 
Steuerung der privatrechtlichen Ansprü-
che besteht noch Optimierungspotenzial. 

E1 Der Kreis Wesel sollte dauerhaft die 
sonstigen privatrechtlichen Erträge erhe-
ben. Mit dieser Information kann der 
Kreis nachvollziehen, wie stark der Kreis-
haushalt durch diese Ertragsposition ent-
lastet wird. 

Es wurden bereits Konten eingerichtet, sodass die differenzierte Erfassung zwi-
schenzeitlich möglich ist. 

F2 Der Kreis Wesel bearbeitet nahezu alle 
Aufgaben mit dem Berührungspunkt 
Pflege im gleichen Vorstandsbereich. Es 
gibt keine aktuellen Prozessbeschreibun-
gen, aus denen noch Optimierungspoten-
ziale erarbeitet werden könnten. 

E2 Der Kreis Wesel sollte im Zuge der Digita-
lisierung die Prozesse der Hilfe zur Pflege 
beschreiben und visualisieren. Die Pro-
zessbeschreibungen können genutzt wer-
den, um Optimierungsmöglichkeiten zu 
erkennen und umzusetzen. 

Die Prozesse werden künftig beschrieben werden. 

F3 Der Kreis Wesel hat Optimierungsbedarf 
bei der Fachaufsicht über die kreisange-
hörigen Kommunen. Dies umfasst sowohl 
das Fach- und Finanzcontrolling als auch 
die Fachaufsicht im engeren Sinne. 

E3 Der Kreis Wesel sollte die Personalaus-
stattung sowie die Organisation der 
Fachaufsicht überprüfen. Angesichts der 
Bedeutung für den Kreishaushalt sollten 
häufigere Prüfungen der Fälle vor Ort an-
gestrebt werden. 

Derzeit wird die Einrichtung einer zusätzlichen Stelle für die Fach- und Rechtsauf-
sicht geprüft. Des Weiteren wird die Heranziehungssatzung Soziales (Aufgaben-
delegation an die Kommunen) bezüglich notwendiger Anpassungsbedarfe ge-
prüft (siehe Drucksache Nr.:/X). 
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F4 Der Kreis Wesel hat die Unterhaltssach-
bearbeitung 2020 zentralisiert. Hierdurch 
wird das benötigte Fachwissen gebün-
delt. Die Verfolgung der privatrechtlichen 
Ansprüche erfolgt weiterhin durch die 
Leistungssachbearbeitung. 

E4 Der Kreis Wesel sollte die Organisation 
der Heranziehung privatrechtlicher An-
sprüche prüfen. Um den Erfolg der der-
zeitigen Herangehensweise beurteilen zu 
können, sollte er die Erträge gegebenen-
falls auch gemeindescharf auswerten. 

Die Ansprüche werden gemeindescharf erfasst, siehe auch Anmerkung zu 1. 

F5 Die Aufgaben der WTG-Behörde wurden 
in den letzten zwei Jahren vor allem 
durch die Corona-Pandemie erschwert. 
Belastend wirkt sich auch die im inter-
kommunalen Vergleich eher geringe Stel-
lenausstattung aus. In Zukunft wird vor 
allem die Anpassung des WTG im Jahr 
2023 eine weitere Belastung darstellen. 
Möglicherweise wird hierfür eine Anpas-
sung der Organisation und der Stellen-
ausstattung notwendig. 

E5 Die Anpassungen des WTG im Jahr 2023 
bezüglich des Gewaltschutzes wird zu er-
höhten Anforderungen bei den Beschäf-
tigten führen. Der Kreis Wesel sollte die 
Personalausstattung und interne Organi-
sation kritisch betrachten, inwieweit die 
neue Aufgabe mit dem bestehenden Per-
sonal zu bewältigen ist. 

Für die Anpassungen des WTG sowie für die neue Aufgabe der Werkstätten für 
behinderte Menschen sind personelle Verstärkungen vorgesehen. 

F6 Die Pflegeinfrastruktur im Kreis Wesel ist 
gut ausgestattet. Vor allem die Tages-
pflege wurde in den letzten Jahren deut-
lich ausgebaut. Jedoch verschärft der 
Fachkräftemangel in der Pflege die Prob-
lematik, ausreichend Pflegeplätze zur 
Verfügung zu stellen. Der Kreis Wesel ist 
daher sehr aktiv, um die Ausbildung von 
Pflegefachkräften zu forcieren. 

E6 Der Kreis Wesel sollte seine Anstrengun-
gen, mehr Menschen von einer pflegeri-
schen Ausbildung zu überzeugen, fort-
führen. 

Der Kreis Wesel unterstützt Leistungsanbietende und Pflegeschulen durch Netz-
werkarbeit und gemeinsame unterschiedliche Maßnahmen dabei, die Ausbildung 
in Pflegeberufen zu stärken. 

F7 Der Kreis Wesel hat die Pflege- und 
Wohnberatung fast vollständig delegiert. 
Die Pflegeberatung erfolgt trägerunab-
hängig durch die kreisangehörigen Kom-
munen. Ab 2022 erhöht der Kreis Wesel 

E7 Um den Erfolg der Pflegeberatung nach-
vollziehen zu können, sollte eine Doku-
mentation der Beratungsergebnisse vor-
geschrieben werden. Eine hieraus entwi-
ckelte Kennzahl zum Beratungserfolg 

Der Kreis Wesel hat zum Jahresbeginn 2023 ein onlinebasiertes Dokumentations-
system eingeführt, das alle kommunalen Pflegeberatungsstellen nutzen. 
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die Förderung von Pflegefachkräften bei 
den kreisangehörigen Kommunen. Die 
Wohnberatung wird durch Wohlfahrts-
verbände durchgeführt. 

könnte auch zur Steuerung der Zu-
schüsse zu den Beratungsstellen genutzt 
werden. 

F8 Der Kreis Wesel erstellt sehr detaillierte 
Quartalsberichte zum Fach- und Finanz-
controlling. Anhand der Daten werden 
konkrete Handlungsempfehlungen erar-
beitet. Der Kreis ist hierdurch in der Lage, 
bei Bedarf unterjährig zu steuern. Bei der 
Auswertung einzelner Finanz- und Fach-
daten gibt es noch Optimierungspoten-
zial. 

E8 Der Kreis Wesel sollte die Quartalsbe-
richte um Kennzahlen ergänzen. Die vor-
genommenen Auswertungen könnten so-
mit auf einen Blick verdeutlicht werden. 
Die Erträge sollten detaillierter nach Er-
tragsart unterschieden werden. 

Die stetige Weiterentwicklung des Berichtswesens und Controlling wird forciert. 
Es wird erwartet, dass sich insbesondere durch die zusätzliche Stelle in der Fach- 
und Rechtsaufsicht weitere Handlungsmöglichkeiten eröffnen. 

Bauaufsicht 

F1 Der Kreis Wesel bietet bei den von der 
gpaNRW betrachteten Aspekten der 
Rechtmäßigkeit einige Ansatzpunkte für 
Verbesserungen. 

E1.1 Zukünftig sollte der Kreis Wesel die not-
wendigen organisatorischen Maßnah-
men treffen, um die gesetzlichen Frist-
vorgaben zu erfüllen. 

Selbstverständlich ist die Kreisverwaltung nachdrücklich bestrebt, gesetzliche 
Fristvorgaben einzuhalten, wobei die Verwaltung zur angesprochenen Frist ihre 
abweichende rechtliche Interpretation klären lässt. 

E1.2 Der Kreis Wesel sollte für die durch ihn 
erfolgten Benachrichtigungen der An-
wohner entsprechende Gebühren fest-
setzen. 

Die Empfehlung wird zukünftig umgesetzt. Der Kreis hat bisher bewusst auf die 
Gebührenerhebung verzichtet, da das Gebührenpotential aufgrund der wenigen 
Fälle sehr gering ist. Demgegenüber steht ein zusätzlicher Gebührentatbestand 
für den Antragsteller, der zusätzlich zu der Gebühr für die zugrundliegende Ab-
weichung oder Befreiung zu zahlen ist. 

E1.3 Die bei der Ermessensfindung berück-
sichtigten Aspekte sollte der Kreis auch in 
der Fachsoftware dokumentieren. So 
kann die individuelle Abwägung der Ent-
scheidungsgründe/ Kriterien auch zu ei-
nem späteren Zeitpunkt objektiv nach-
vollzogen werden. 

Die Ermessensentscheidungen werden bereits im Einzelvorgang mit Hilfe eines 
vorgegebenen Prüfbogens dokumentiert und als „Entscheidungsvorlage“ abge-
legt. Die Empfehlung bezieht sich jedoch darüber hinaus darauf, eine Entschei-
dung mithilfe der Fachsoftware aus einer großen Anzahl von Vorgängen über Kri-
terien bzw. Suchbegriffe „ausfilterbar“ zu machen. Dies ist nur für regelmäßig 
wiederkehrende, gleichgelagerte Ermessensentscheidungen möglich. Es ist daher 
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beabsichtigt, für Ausnahmen, Befreiungen und Abweichungen zukünftig ein aus-
wertbares Textfeld in der Fachsoftware zu hinterlegen. 

E1.4 Der Kreis Wesel sollte durch eine Kenn-
zahl überprüfen, zu welchem Anteil mit 
den festgesetzten Gebühren eine Auf-
wandsdeckung bei den Baugenehmigun-
gen erreicht wird, um erkennen zu kön-
nen, ob er die beeinflussbaren Gebühren 
anpassen sollte bzw. kann. 

Wie die GPA selbst feststellt, hat „der Kreis dabei nur eingeschränkte Einfluss-
möglichkeiten“ auf die Gebührenhöhe. Die GPA nennt selbst keine Gebührentat-
bestände bei denen eine Kennzahl zur Anpassung herangezogen werden kann. 
Allenfalls kann eine Kennzahl die Aufwandsdeckung beschreiben. 

F2 Die eingesetzte Fachsoftware unterstützt 
den zu durchlaufenden Prozess bis zur 
Erteilung oder Ablehnung einer Bauge-
nehmigung noch nicht umfänglich. 
Dienstbesprechungen sowie Rückspra-
chen im Einzelfall geben dem eingesetz-
ten Personal Handlungssicherheit. Es feh-
len jedoch klare schriftliche Regelungen 
zu den Verantwortlichkeiten und Ent-
scheidungsbefugnissen. 

E2.1 Der Kreis Wesel sollte zügig verbindliche 
Prozessschritte in der Fachsoftware hin-
terlegen. Dadurch erhalten die Beschäf-
tigten Handlungssicherheit und die Einar-
beitung wird erleichtert. 

Einzelne Verfahrensbausteine (Prozessschritte) sind bereits in der Fachsoftware 
hinterlegt, weitere Prüfparameter werden über verbindlich eingeführte Checklis-
ten abgearbeitet. Zukünftig werden im Rahmen der detaillierten Prozessbeschrei-
bung, auch unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung, 
verbindliche Prüf- und Ablaufschritte geregelt. 

E2.2 Der Kreis Wesel sollte möglichst eindeu-
tige Regelungen über Verantwortungsbe-
reiche und Entscheidungsbefugnisse 
durch eine Dienstanweisung oder Organi-
sationsverfügung festlegen. 

Zuständigkeiten sind im aktuell fortgeschriebenen Dienstverteilungsplan hinter-
legt. Zukünftig wird die Arbeitsanweisung zur Regelung der örtlichen Zuständig-
keit auch Abschnitte über sachliche Zuständigkeiten und Entscheidungsbefug-
nisse erhalten. 

F3 Die notwendigen Beteiligungsverfahren 
und die Einholung des gemeindlichen 
Einvernehmens startet der Kreis Wesel 
erst, wenn alle Unterlagen vollständig 
vorliegen. Sowohl die Anzahl der inter-
nen als auch der externen Stellungnah-
men ist vergleichsweise hoch. 

E3.1 Der Kreis Wesel sollte die Einholung des 
gemeindlichen Einvernehmens umge-
hend nach Eingang der zur Beurteilung 
notwendigen Unterlagen starten. Durch 
diese Vorgehensweise kann er die Ge-
samtlaufzeit verringern. 

Die neue Bauordnung vom 02.07.2021 sieht eine frühzeitige Zuleitung der An-
tragsunterlagen an die Gemeinde vor, so dass diese selbst eine Einschätzung tref-
fen kann, welche die „zur Beurteilung notwendigen Unterlagen“ sind. Das Einver-
nehmen wird umgehend eingeholt, sobald diese Unterlagen vorliegen. 

E3.2 Zur Beschleunigung des Verfahrens und 
zur Entlastung der Beschäftigten sollte 
die Bauaufsicht des Kreises Wesel zu-
künftig alle Beteiligungsverfahren in digi-
taler Form abwickeln. 

Die digitale Beteiligung ist fast vollständig umgesetzt:  
Bei der Beteiligung interner Behörden werden ausschließlich digitale Dokumente 
zur Verfügung gestellt, die Anforderung der Stellungnahmen erfolgt ebenfalls di-
gital. Bei externen Behörden und den Gemeinden findet seit ca. einem Jahr eine 
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Erprobungsphase auf freiwilliger Basis statt, eine Abstimmung zur verpflichten-
den Bearbeitung in digitaler Form findet derzeit statt. 
Ein wesentliches Hindernis in der digitalen Bearbeitung stellt die Tatsache dar, 
dass die Baugenehmigung nach der Bauordnung nach wie vor der Schriftform be-
dürfen; die Unterlagen sind demnach am Ende des Prozesses dreifach für Bauher-
ren, Bauvorlageberechtigten und Behörde auszudrucken und seitenweise mit Ge-
nehmigungsstempel zu versehen und abzuzeichnen. 

F4 Der Prozess des einfachen Baugenehmi-
gungsverfahrens des Kreises Wesel ist 
klar gegliedert. Ein durchgängiges Vier-
Augen-Prinzip wird sichergestellt, an ein-
zelnen Stellen bieten sich Optimierungs-
möglichkeiten. 

E4.1 Zur Beschleunigung des Bauantragver-
fahrens sollte der Kreis Wesel die Beteili-
gungsverfahren starten, sobald alle zur 
Beurteilung notwendigen Unterlagen 
vorliegen. 

Die Empfehlung ist umgesetzt. 

E4.2 Zur Verkürzung der Laufzeiten sollte der 
Kreis Wesel die Fristen bei der Nachfor-
derung von Unterlagen jeweils einzelfall-
bezogen und in angemessener Dauer 
festlegen. 

Die Empfehlung ist umgesetzt. 

E4.3 Bei Ablauf der den beteiligten Stellen 
eingeräumten Frist sollte der Kreis die 
Regelung der BauO NRW zur Zustim-
mungsfiktion nutzen, um das Verfahren 
insgesamt zu beschleunigen. 

Die Zustimmungsfiktion kann nur in den sehr wenigen Fällen angewendet wer-
den, wo mit der Stellungnahme nicht auch Entscheidungen verbunden sind (Aus-
gleichsbilanzierung, Zustimmung zur Waldumwandlung etc.). Es wird in Abspra-
che mit der Fachbehörde auf Beteiligungen verzichtet, wenn lediglich „Standard-
nebenbestimmungen“ mitgeteilt werden. 

F5 Der Digitalisierungsstand in der Bauauf-
sicht des Kreises Wesel steht noch am 
Beginn der Umsetzung. Die Digitalisie-
rung bietet für das Baugenehmigungsver-
fahren hohe Optimierungsmöglichkeiten 
sowohl bei der Antragstellung als auch 
bei der aktuellen Fallbearbeitung. 

E5.1 Der Kreis Wesel sollte der Sachbearbei-
tung eine medienbruchfreie digitale Be-
arbeitung technisch ermöglichen. Eine di-
gitale Akte bietet schnellere Zugriffsmög-
lichkeiten auf Informationen für die be-
teiligten Parteien und kann so nicht nur 
den Aufwand der Parallel-Bearbeitung 
für den Kreis reduzieren, sondern auch 

Umgesetzt seit Anfang 2022. 
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den Informations-Service für alle Beteilig-
ten verbessern. 

E5.2 Für die Umsetzung der vollständig digita-
len Bearbeitung von Bauanträgen ist es 
wichtig, dass alle Beschäftigten die Fach-
software nutzen. Aus diesem Grund 
sollte der Kreis Wesel seine Beschäftig-
ten in die Pflicht nehmen und durch eine 
Dienstanweisung die verbindliche Nut-
zung der Fachsoftware festschreiben. 

Die Nutzung des Fachverfahrens ist für alle Mitarbeitenden verpflichtend und 
wird auch praktiziert. 

F6 Im Vergleich 2020 stand der Bauaufsicht 
des Kreises Wesel mehr Personal zur Be-
arbeitung der neuen Falleingänge zur 
Verfügung als bei den meisten anderen 
Kreisen. Die Anzahl der unerledigten 
Bauanträge ist trotz sinkender Antrags-
zahlen angewachsen. Eine hohe Fluktua-
tion und nicht wiederbesetzte Stellen be-
lasten die Bauantragsbearbeitung. 

E6 Der Kreis Wesel sollte insbesondere den 
Bestand der unerledigten Bauanträge 
zum 01. Januar beobachten und die Auf-
gabenverteilung bei einer steigenden 
Tendenz anpassen, damit die Fälle abge-
arbeitet und Überlastungen vermieden 
werden können. 

Die Auswertung der unerledigten Bauanträge erfolgt nunmehr kontinuierlich. 

F7 Die Bauberatung des Kreises Wesel stellt 
Bauinteressenten und Bauvorlagenbe-
rechtigten bereits breitgefächerte Vorab-
informationen – auch digital – bereit. 
Dennoch gehen rund 90 Prozent der Bau-
anträge unvollständig ein. 

E7.1 Die Bauaufsicht des Kreises Wesel sollte 
die Gründe für den hohen Anteil unvoll-
ständig eingegangener Bauanträge analy-
sieren. Ziel sollte eine höhere Quote an 
vollständig eingereichten Bauanträgen 
und die Vermeidung von Bauanträgen 
ohne Erfolgsaussicht sein. 

Der Kreis Wesel verfolgt ebenfalls das in der Empfehlung genannte Ziel. Die 
Gründe sind analysiert, so dass Maßnahmen abgeleitet werden können. 

E7.2 Der Kreis Wesel sollte eine allgemeine 
Bauberatung nur nach Terminvereinba-
rung und zu festgelegten Beratungszeiten 

Eine Beratung nach Termin ist für persönliche Beratung seit 2021 umgesetzt. 
Auch für die schriftlichen Anfragen wurde eine einheitliche Mailadresse einge-
richtet, sodass Anfragen entsprechend kanalisiert werden können. Für telefoni-
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durchführen. Dadurch können die Sach-
bearbeitenden entlastet und eine Be-
schleunigung des Bauantragsverfahrens 
erreicht werden. 

sche Anfragen wird die Einrichtung einer Bau-Info-Nummer geprüft. Insbeson-
dere Fragen zu Zuständigkeiten, Sachständen zu laufenden Anträgen, allgemei-
nen Erstinfos zu Garagen oder Wintergärten könnten so ohne Beteiligung der 
Sachbearbeitenden beantwortet und die Wahrnehmung der Öffentlichkeit zur Er-
reichbarkeit der Bauaufsicht des Kreises verbessert werden. 

F8 Die durchschnittliche Gesamtlaufzeit für 
das einfache und das normale Baugeneh-
migungsverfahren liegt im Kreis Wesel im 
Jahr 2020 deutlich über der Orientie-
rungsgröße der gpaNRW. Bei beiden Ver-
fahren bildet die Gesamtlaufzeit des Krei-
ses den Maximalwert im interkommuna-
len Vergleich. 

E8 Der Kreis Wesel sollte zeitnah eine tiefer-
gehende Analyse der Bauantragsbearbei-
tung durchführen. Neben den in dieser 
Prüfung festgestellten Ursachen für die 
langen Gesamtlaufzeiten sollte er weitere 
Hindernisse suchen, damit zukünftig eine 
zügige Bearbeitung der Bauanträge ge-
währleistet werden kann. 

An der Reduzierung der internen und externen Liegezeiten wird kontinuierlich im 
Rahmen der Organisationsentwicklung gearbeitet.. 

F9 Die Laufzeit ab Vollständigkeit des Bauan-
trages konnte vom Kreis Wesel für das 
normale Verfahren nicht ermittelt wer-
den. Die Laufzeit für das einfache Verfah-
ren bildet den Maximalwert im interkom-
munalen Vergleich. 

E9 Spätestens wenn die Kriterien für die Er-
mittlung der Laufzeiten durch Rechtsver-
ordnung festgelegt sind, sollte der Kreis 
Wesel sicherstellen, dass er der Berichts-
pflicht mit Hilfe von automatischen Aus-
wertemöglichkeiten ohne großen Arbeits-
aufwand nachkommen kann. 

An der Reduzierung der internen und externen Liegezeiten wird kontinuierlich im 
Rahmen der Organisationsentwicklung gearbeitet. 

F10 Der Kreis Wesel hat für den Aufgabenbe-
reich Bauaufsicht nur wenige verbindliche 
Ziele formuliert. Von der Möglichkeit, mit 
Kennzahlen steuerungsrelevante Infor-
mationen zu erhalten, wird kein Gebrauch 
gemacht. 

E10.1 Eine Festlegung von verbindlichen Ziel-
werten zur Laufzeit von Bauanträgen - 
verbunden mit einer regelmäßigen unter-
jährigen Berichtspflicht - kann die Bemü-
hungen des Kreises, eine zeitnahe ab-
schließende Bearbeitung von Bauanträ-
gen zu erreichen, unterstützen. 

Die Laufzeiten der Bauanträge bis zu deren Bescheidung mindestens in den Be-
reich des Medians aller Kreisverwaltungen zu verringern, auf mittlere Sicht mög-
lichst auch darunter, ist gemeinsames Ziel.  
Der Empfehlung wird wegen der Art ihrer Formulierung nicht gefolgt; denn eine 
bloße „verbindliche“ Vorgabe zur Bauantrags-Laufzeit beschleunigt nicht die Be-
arbeitung. Die Erhebung der Laufzeiten als Grundzahl, insbesondere mit einer 
Differenzierung zwischen Gesamtlaufzeit und Dauer der internen und externen 
Prozessschritte soll aber zukünftig den Erfolg der ergriffenen Maßnahmen trans-
parent machen. Vor allem sind die Prozesse so schnell und effizient wie möglich 
zu gestalten. Besonderheiten im Kreis Wesel, wie Bergsenkungs- und Über-
schwemmungsgebiete, erklären plausibel längere Laufzeiten im Einzelfall. 
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E10.2 Der Kreis Wesel sollte weitere verbindli-
che Ziele für die Bauaufsicht festlegen 
und die Zielerreichung mittels Kennzahlen 
regelmäßig überprüfen. Die daraus ge-
wonnenen Erkenntnisse sollte er für not-
wendige Steuerungsmaßnahmen nutzen. 
Dazu sollte er mindestens die im Rahmen 
dieser Prüfung ermittelten Kennzahlen 
fortschreiben. 

An der Reduzierung der internen und externen Liegezeiten wird kontinuierlich im 
Rahmen der Organisationsentwicklung gearbeitet.  
Die wesentlichen im Rahmen des GPA-Berichtes ermittelten Kennzahlen werden 
entsprechend der Empfehlung fortgeschrieben und Teil der regelmäßigen Be-
richterstattung an den Fachausschuss. Weitere Kennzahlen sollen nur genutzt 
werden, wenn sie steuerungsrelevant sind und die Grundzahlen mit vertretba-
rem Aufwand erhoben werden können. 

Vergabewesen 

F1 Das Vergabewesen des Kreises Wesel ist 
gut organisiert. In seiner Vergabedienst-
anweisung hat der Kreis alle notwendi-
gen Regelungen getroffen und die Zu-
ständigkeiten und Aufgaben klar formu-
liert. Die getroffenen Regelungen sind 
gut geeignet, die Voraussetzungen für 
eine rechtssichere Durchführung der 
Vergabeverfahren zu schaffen. Die 
gpaNRW sieht noch geringfügiges Opti-
mierungspotential. 

E1.1 Der Kreis Wesel sollte die bestehenden 
Regelungen der Vergabedienstanweisung 
hinsichtlich der Beteiligung auswärtiger 
Unternehmen ergänzen. Damit wird eine 
höhere Rechtssicherheit erreicht und das 
Rückforderungsrisiko bei der Inanspruch-
nahme von Fördermitteln gesenkt. 

Bei Vergabeverfahren, in denen Fördermittel eine Rolle spielen, wird entspre-
chend den Förderbestimmungen vorgegangen. In aller Regel werden seitens des 
Fördergebers öffentliche Ausschreibungen verlangt. Sofern keine entsprechen-
den Vorgaben bestehen, wird durch die Zentrale Vergabestelle „zur Vorsicht“ öf-
fentlich ausgeschrieben. Damit haben auswärtige Unternehmen die Möglichkeit, 
sich zu beteiligen. 

E1.2 Der Kreis Wesel sollte bei sämtlichen 
Vergaben zu geförderten Maßnahmen 
die Zentrale Vergabestelle und die örtli-
che Rechnungsprüfung einbinden und 
entsprechende Regelungen hierzu in der 
Vergabedienstanweisung aufnehmen. 
Zudem sollte der Kreis auf die vorrangige 
Beachtung der vergaberechtlichen Best-
immungen des Förderbescheides in der 
Vergabedienstanweisung hinweisen. Da-
mit wird das Risiko einer Rückforderung 
von Zuwendungsmitteln verringert. 

In aller Regel ist die örtliche Rechnungsprüfung auf Grund des Volumens der ge-
förderten Maßnahmen ohnehin beteiligt. Eine grundsätzliche Einbindung von 
Zentraler Vergabestelle und Rechnungsprüfung bei allen geförderten Maßnah-
men unabhängig von ihrer Höhe wird nicht für erforderlich gehalten und wäre 
darüber hinaus eine zusätzliche Arbeitsbelastung für die ohnehin personell nur 
sehr knapp besetzte ZVSt. Der Empfehlung, in der Vergabedienstanweisung auf 
die vorrangige Beachtung der vergaberechtlichen Bestimmungen des Förderbe-
scheides hinzuweisen, wird bei der nächsten Änderung der Dienstanweisung ge-
folgt. 
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F2 Der Kreis Wesel erfüllt die Vorgaben des 
Korruptionsbekämpfungsgesetzes. Die 
gpaNRW sieht nur noch geringe Optimie-
rungsmöglichkeiten. 

E2 Der Kreis Wesel sollte die Einführung ei-
nes Hinweisgebersystems und die Ein-
richtung eines vertraulichen Workflows 
entsprechend den bevorstehenden 
rechtlichen Vorgaben vorbereiten. 

Die Umsetzung des Hinweisgeberschutzgesetzes wird derzeit vorbereitet. Nach 
Verortung der Aufgabe beim Kreisjustiziariat werden die weiteren Schritte in der 
Verwaltung abgestimmt. 

F3 Der Kreis Wesel hat detaillierte Regelun-
gen zum Sponsoring getroffen. Einzelne 
Regelungen sollten noch ergänzt werden. 

E3 Der Kreis Wesel sollte die bestehenden 
guten Regelungen zum Sponsoring um 
Vorgaben zur zeitlichen Befristung von 
Sponsoringverträgen, zur Begrenzung 
von Haftungsrisiken und zur Übertragung 
von Nebenkosten als Kostenrisiko auf 
den Sponsoringgeber ergänzen. 

Sponsoring hat in den letzten 10 Jahren keinerlei Rolle beim Kreis Wesel gespielt. 
Eine Notwendigkeit zur Überarbeitung der bestehenden Regelungen wird daher 
aktuell nicht gesehen. 

F4 Der Kreis Wesel weist im interkommuna-
len Vergleich leicht überdurchschnittliche 
Abweichungen der Abrechnungssummen 
zu den Auftragswerten auf. 

E4 Der Kreis Wesel sollte die Ursachen für 
die Abweichungen analysieren. Zusätzlich 
sollte der Kreis die Kennzahl „Abwei-
chung der Abrechnungssumme zu Auf-
tragswert“ fortschreiben und beobach-
ten. 

In Anlehnung an Ziffer 3 der Vergabeordnung des Kreises Wesel werden die Ursa-
chen für Abweichungen bei Vergaben ab 50.000 Euro analysiert. Hierfür erhält 
die örtliche Rechnungsprüfung bei der abschließenden Bearbeitung der jeweili-
gen Schlussrechnung einen Soll/Ist-Vergleich zwischen Auftrag und Schlussrech-
nung, aus welcher Abweichungen größer als 10 % in den jeweiligen Positionen 
hervorgehen und deren Ursachen begründet werden. Die sich hieraus ergeben-
den Abweichungen werden durch den Kreis analysiert, um zukünftig im Bedarfs-
fall geeignete Gegenmaßnahmen einleiten zu können. 

F5 Der Kreis Wesel hat Regelungen zur Er-
teilung von Nachtragsaufträgen sowie 
zur Beteiligung der örtlichen Rechnungs-
prüfung bei Nachträgen in der Vergabe-
dienstanweisung getroffen. Damit unter-
stützt er eine rechtssichere Abwicklung 
von Vertragsänderungen. Ein zentrales 
Nachtragsmanagement ist in Wesel bis-
lang nicht eingerichtet. 

E5 Der Kreis Wesel sollte ein zentrales Nach-
tragsmanagement einrichten. Dazu ge-
hört nach Ansicht der gpaNRW auch eine 
zentrale und systematische Auswertung 
der Nachträge hinsichtlich Ursache, Höhe 
und beteiligter Unternehmen. 

Der Kreis befürwortet ein zentrales Nachtragsmanagement für sämtliche haus-
weite Vergabeverfahren der Kreisverwaltung Wesel. 
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F6 Die Betrachtung einzelner abgeschlosse-
ner Maßnahmen zeigt, dass der Kreis 
Wesel seine Vergabeverfahren weitge-
hend gesetzeskonform durchführt. Ver-
besserungspotenzial besteht teilweise 
bei der Durchführung und Dokumenta-
tion der Vergabeverfahren. 

E6.1 Der Kreis Wesel sollte bei der Aufstellung 
der Vergabeunterlagen darauf achten, 
dass weder direkt noch indirekt Rück-
schlüsse auf beteiligte Dritte gezogen 
werden können. Damit erschwert der 
Kreis wettbewerbswidrige Absprachen 
und beugt Korruption vor. Zudem ge-
währleistet der Kreis Wesel damit eine 
vollständige Dokumentation der Bieter-
kommunikation. 

Der Empfehlung der GPA wird gefolgt. 

E6.2 Der Kreis Wesel sollte das Absenden der 
Information an die nicht berücksichtigten 
Bieter dokumentieren. Damit kann er die 
Rechtsgültigkeit des erteilten Zuschlags 
belegen, denn die Einhaltung der Warte-
frist ist Voraussetzung für den rechts-
wirksamen Zuschlag. Zudem empfiehlt 
sich, nicht nur die nichtberücksichtigten 
Bieter zu informieren, sondern auch den 
erfolgreichen Bieter. Damit kann der 
Bestbieter sich bereits während der War-
tefrist unternehmerisch auf die Beauftra-
gung einstellen. 

Der Empfehlung der GPA wird gefolgt. 

E6.3 Der Kreis Wesel sollte in seiner Doku-
mentation zur Ex-Ante-Veröffentlichung 
Angaben zum Veröffentlichungszeitpunkt 
und –zeitraum und zu den Interessenbe-
kundungen aufnehmen. 

Der Empfehlung der GPA wird gefolgt. 

E6.4 Der Kreis Wesel sollte in seinem Verga-
bevermerk die Festlegung des endgülti-
gen Bieterkreises dokumentieren. 

Der Empfehlung der GPA wird gefolgt. Die Dokumentation erfolgt automatisch 
durch das Vergabemanagementsystem. 
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E6.5 Der Kreis Wesel sollte die Regelungen zur 
Einbindung der Zentralen Vergabestelle 
und der örtlichen Rechnungsprüfung re-
gelmäßig einhalten. Damit wird eine hö-
here Rechtssicherheit erreicht. Gleichzei-
tig dient die Einhaltung der Regelungen 
der Korruptionsprävention und senkt das 
Rückforderungsrisiko bei Inanspruch-
nahme von Fördermitteln. 

Diese Empfehlung bezieht sich auf ein Vergabeverfahren, das seitens des betref-
fenden Fachdienstes ohne Beteiligung von Zentraler Vergabestelle und Rech-
nungsprüfung durchgeführt wurde. 
Die entsprechenden vergaberechtlichen Regelungen des Kreises sehen die Ein- 
bindung von ZVSt und Rechnungsprüfung vor. 

E6.6 Der Kreis Wesel sollte zudem beim Ab-
weichen von den geltenden Regelungen 
die maßgeblichen Feststellungen und 
Entscheidungen im Vergabeverfahren 
umfassend dokumentieren. 

Diese Empfehlung bezieht sich auf ein Vergabeverfahren, das seitens des betref-
fenden Fachdienstes ohne Beteiligung von Zentraler Vergabestelle und Rech-
nungsprüfung durchgeführt wurde. Ein Abweichen von den geltenden Regelun-
gen, sofern es im Ausnahmefall erfolgt, ist selbstverständlich entsprechend zu 
dokumentieren. 

E6.7 Der Kreis Wesel sollte die Prüfung der 
Richtigkeit der Preisermittlung und die 
Feststellung der Angemessenheit der 
Preise auch bezogen auf stark abwei-
chende Einzelpreise dokumentieren. 

Diese Empfehlung bezieht sich auf ein Vergabeverfahren, das seitens des betref-
fenden Fachdienstes ohne Beteiligung von Zentraler Vergabestelle und Rech-
nungsprüfung durchgeführt wurde. Die Empfehlung der GPA ist zutreffend, ihr 
wird gefolgt. 

E6.8 Der Kreis Wesel sollte vor Zuschlagsertei-
lung für den Bieter, dem der Auftrag er-
teilt werden soll, die vorgeschriebene 
Gewerbezentralregister- und Vergabere-
gisterauskunft einholen und dies doku-
mentieren. 

Diese Empfehlung bezieht sich auf ein Vergabeverfahren, das seitens des betref-
fenden Fachdienstes ohne Beteiligung von Zentraler Vergabestelle und Rech-
nungsprüfung durchgeführt wurde. Die Empfehlung der GPA ist zutreffend, ihr 
wird in der Praxis gefolgt. 

E6.9 Der Kreis Wesel sollte regelmäßig nach 
Zuschlagserteilung die gem. § 20 Abs. 3 
VOB/A vorgeschriebene Ex-Post-Veröf-
fentlichung durchführen und dokumen-
tieren. 

Diese Empfehlung bezieht sich auf ein Vergabeverfahren, das seitens des betref-
fenden Fachdienstes ohne Beteiligung von Zentraler Vergabestelle und Rech-
nungsprüfung durchgeführt wurde. Die Empfehlung der GPA ist zutreffend, ihr 
wird in der Praxis gefolgt. 
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E6.10 Der Kreis Wesel sollte Anzahl der Teil-
nehmenden am Eröffnungstermin sowie 
deren Legitimation dokumentieren. Als 
Nachweis der Legitimationsprüfung der 
Bevollmächtigten bietet sich an, die Voll-
machten dem Submissionsprotokoll bei-
zufügen. 

Die Öffnung der Angebote in der Submissionsstelle erfolgt seit Jahren nur noch in 
elektronischer Form, da Angebote in Papierform nicht mehr zugelassen werden. 
Es wird von der Submissionsstelle eine Niederschrift über die Öffnung der Ange-
bote aus dem Vergabehandbuch genutzt. Nach Auskunft der Submissionsstelle 
hat seit Jahren kein Bieter mehr an einer Submission teilgenommen. 

E6.11 Der Kreis Wesel sollte den Unternehmen 
die Gründe für die Nichtberücksichtigung 
ihres Angebotes mitteilen. Sind Bietern 
die Mängel bekannt, werden sie diese bei 
nachfolgenden Angeboten vermeiden. 
Damit erreicht der Kreis, dass er zukünf-
tig vermehrt wertbare Angebote erhält. 

Den unterlegenen Bietern werden die Gründe für die Nichtberücksichtigung auf 
Nachfrage mitgeteilt. Aus dem Vergabemanagementsystem heraus erhalten die 
unterlegenen Bieter automatisch eine Information über ihre Nichtberücksichti-
gung. 

E6.12 Der Kreis Wesel sollte die Unterrichtung 
der unterlegenen Bieter entsprechend 
den vergaberechtlichen Vorgaben durch-
führen. Dadurch werden die Unterneh-
men, die für einen Zuschlag nicht Be-
tracht kommen, davor geschützt, die not-
wendigen Kapazitäten für den jeweiligen 
Auftrag unnötig lange vorzuhalten. 

Der Empfehlung der GPA wird gefolgt. 

E6.13 Der Kreis Wesel sollte die Wertgrenze zur 
Einbindung der örtlichen Rechnungsprü-
fung bei Auftragserweiterungen nicht 
ausschließlich auf den Einzelauftragswert 
abstellen, sondern zusätzlich auf die Ge-
samtabweichung zum ursprünglichen 
Auftragswert ausrichten. Damit wird si-
chergestellt, dass zusammenhängender 
Bedarf nicht durch getrennte Aufträge 

Der Empfehlung der GPA wird gefolgt. 
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gestückelt wird und die örtliche Rech-
nungsprüfung bei sämtlichen hohen Ge-
samtabweichungen vor der Auftragser-
teilung eingebunden wird. 

E6.14 Der Kreis Wesel sollte die Urkalkulation, 
die viele Details zur Preisgestaltung des 
Unternehmers und damit Geschäftsge-
heimnisse enthält, verschlossen aufbe-
wahren und nach vorbehaltloser An-
nahme der Schlusszahlung zurückgeben. 

Der Empfehlung der GPA wird gefolgt. 

E6.15 Der Kreis Wesel sollte die vergaberechtli-
che Prüfung und Feststellung der Zuläs-
sigkeit eines Nachtrages regelmäßig do-
kumentieren. Dafür bietet sich an, dies in 
den Vordruck „Vermerk über die Auf-
tragserweiterung“ aufzunehmen. Damit 
wird eine höhere Rechtssicherheit er-
reicht und gleichzeitig dienen die Rege-
lungen der Korruptionsprävention, da die 
Entscheidungen besser nachprüfbar sind. 

Der Empfehlung der GPA wird gefolgt. Die entsprechende Dokumentation fällt in 
die Zuständigkeit des beauftragenden Fachdienstes. 

Verkehrsflächen und Straßenbegleitgrün 

F1 Der Kreis Wesel verwaltet die Straßenda-
ten aktuell in Excel-Tabellen und einem 
Computer-Aided Design (CAD)-System. 
Diese Art der Datenvorhaltung bietet 
nicht die vielfältigen Möglichkeiten einer 
speziellen Fachanwendung. Die Beschaf-
fung einer Software durch das Kommu-
nale Rechenzentrum Niederrhein ist be-
reits in Gang gesetzt worden. 

E1 Damit der Kreis Wesel schnellstmöglich 
von der Anschaffung der Straßendaten-
bank profitieren kann, sollte er die Mög-
lichkeiten prüfen, die Anschaffung zu be-
schleunigen. 

Das KRZN koordiniert / organisiert eine zentrale Beschaffung eines Programmes 
für das Straßen- (STRIS) und Grünflächenkataster (GRIS). GRIS und STRIS sind seit 
September 2022 im Testbetrieb. Für 2023 ist der Start für die produktive Nutzung 
der Pilotkommunen geplant. Im Anschluss folgt nacheinander der Einstieg der 
einzelnen Kommunen. Wann bei welcher Kommune das Programm gestartet 
wird steht noch nicht fest. Der Kreis Wesel bemüht sich eine der Pilotkommunen 
zu werden. 
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F2 Eine Kostenrechnung, in der sämtliche 
Aufwendungen einfließen, gibt es bei 
dem Kreis Wesel derzeit noch nicht. 

E2 In einer Kostenrechnung sollten sämtli-
che Erhaltungsaufwendungen der Ver-
kehrsflächen differenziert dargestellt 
werden, um Transparenz für die Bewer-
tung der durchgeführten Maßnahmen zu 
erzeugen. Die Struktur der Kostenrech-
nung und der Straßendatenbank sollte 
aufeinander abgestimmt sein. 

Für die gärtnerischen Leistungen des Kreisbauhofes werden die Kosten bereits in-
tern verrechnet. Da die Leistungen der Straßenunterhaltung des Kreisbauhofes 
im Gegensatz zu den gärtnerischen Leistungen nicht für andere Fachdienste er-
folgt, erfolgt hier bislang auch keine Aufschlüsselung der Erhaltungsaufwendun-
gen. Künftig soll eine Aufschlüsselung der Daten analog zur Grünflächenunterhal-
tung erfolgen. 

F3 Der Kreis Wesel hat keine Gesamtstrate-
gie mit messbaren Zielvorgaben für die 
Erhaltung der Verkehrsflächen definiert. 

E3 Der Kreis Wesel sollte seine Strategie mit 
entsprechenden strategischen und ope-
rativen Zielvorgaben ergänzen. Daraus 
sollte der Kreis konkrete messbare Kenn-
zahlen ableiten, die den Substanzerhalt 
aus kaufmännischer wie technischer 
Sicht berücksichtigen. 

Der Kreis Wesel prüft, in wie weit konkretisierte Leitziele wie Verkehrssicherheit, 
Leistungsfähigkeit, Befahrbarkeit, Substanzerhalt (technisch und kaufmännisch), 
Umweltverträglichkeit (§9 StrWG NRW und § 75 Abs. 1 GO NRW) erstellt werden 
können, um diese in Kennzahlen messbar zu machen. 

F4 Das Verkehrsflächenmanagement und 
das Finanzwesen tauschen sich in Bezug 
auf die Haushaltsplanung miteinander 
aus. Die Daten aus den regelmäßigen Zu-
standserfassungen werden nicht mit An-
gaben aus der Anlagenbuchhaltung abge-
glichen. Daher gibt es momentan noch 
keinen einheitlichen Datenbestand und 
keinen verlässlichen Datenaustausch. 

E4 Das Verkehrsflächenmanagement und 
das Finanzwesen sollten die Daten aus 
den Zustandserfassungen der Fahrbah-
nen und Radwege regelmäßig mit den 
Buchwerten abgleichen. So erhalten 
beide Bereiche einen einheitlichen Da-
tenbestand. Zudem sollte der Kreis We-
sel prüfen, ob die zukünftige Straßenda-
tenbank einen automatisierten Datenab-
gleich ermöglichen kann. Dadurch fallen 
manuelle Abgleiche der Daten zwischen 
technischen und bilanziellen Daten weg. 

Der FD 65-1-4 stimmt mit dem FD 20 ab, wie und in welchen Zeitabständen (alle 
3 Jahre nach Zustandserfassung und Bewertung oder jährlich) dies durchgeführt 
werden soll. 

F5 Der Kreis Wesel hat seit der Eröffnungs-
bilanz (2008) keine körperliche Inventur 
der Verkehrsflächen durchgeführt. 

E5 Der Kreis Wesel sollte die gesetzlich vor-
geschriebene körperliche Inventur seines 
Verkehrsflächenvermögens zeitnah nach-
holen. Das Intervall für die regelmäßige 

Seit Erstellen der Eröffnungsbilanz (2008) wurde keine körperliche Inventur der 
Verkehrsflächen durchgeführt. Der FD 65-1-4 führt regelmäßig alle drei Jahre 
eine ZEB (Zustandserfassung und Bewertung) seiner Straßen und in 2023 auch 
erstmalig auf Radwegen durch. Diese Daten stehen für die körperliche Inventur 
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körperliche Bestandsaufnahme sollte 
zehn Jahre nicht überschreiten. 

zur Verfügung ebenso wie eine Übersicht der jährlich durchgeführten UA -I Maß-
nahmen an den Straßen und Radwegen. Anhand dieses Datenbestandes kann die 
körperliche Inventur im Fachdienst durchgeführt werden und im Anschluss an 
den FD 20 übermittelt und von diesem in deren Datensatz eingearbeitet werden. 
Es ist beabsichtigt, die Inventur schnellstmöglich nachzuholen und dann alle 10 
Jahre durchzuführen. 

F6 Der Kreis Wesel hat den bilanziellen 
Werterhalt der Verkehrsflächen nicht si-
cherstellen können. Das Verkehrsflächen-
vermögen hat sich seit der Aufstellung 
der Eröffnungsbilanz (2008) bis 2020 um 
25 Prozent/ 13 Mio. Euro reduziert. 

E6 Der Kreis Wesel sollte die bilanzanalyti-
sche Verschlechterung im Zusammen-
hang mit dem tatsächlichen Zustand sei-
nes Verkehrsflächenvermögens kritisch 
im Blick behalten. 

Auf Grund des Rückgangs des Verkehrsflächenvermögens um 25 % im Zeitraum 
2008 bis 2020 behält der Kreis Wesel die bilanzanalytische Verschlechterung im 
Zusammenhang mit dem tatsächlichen Zustand seines Verkehrsflächenvermö-
gens kritisch im Blick. Ergänzend sei erwähnt, dass sämtliche konsumtive Instand-
haltungsmaßnahmen im o. g. Zeitraum zwar zu einer tatsächlichen Verbesserung 
des Zustandes geführt haben, diese jedoch bilanzanalytisch nicht berücksichtigt 
werden. 

F7 Die Datenlage zum Straßenbegleitgrün ist 
beim Kreis Wesel noch optimierbar. Die 
Steuerung der Pflege erfolgt noch nicht 
über Ziele und Kennzahlen. 

E7.1 Der Kreis Wesel sollte die Flächen- und 
Finanzdaten zum Straßenbegleitgrün tie-
fer differenzierbar vorhalten. 

Zur Digitalisierung der vorhandenen Daten ist die Beschaffung des Datenpro-
gramms STRIS (s. F1) geplant. Hierdurch wird der Kreis Wesel in die Lage versetzt, 
die Flächen- und Finanzdaten zum Straßenbegleitgrün tiefer differenzierbar vor-
zuhalten. 

E7.2 Der Kreis Wesel sollte eine Gesamtstrate-
gie mit messbaren Zielen durch Kennzah-
len für das Straßenbegleitgrün entwi-
ckeln. Die Entwicklung einer Gesamtstra-
tegie mit konkreten Zielvorgaben und 
Kennzahlen könnte zu mehr Transparenz 
der Kosten und Leistungen führen. 

Aktuell wird in Zusammenarbeit mit dem Kreisbauhof eine Gesamtstrategie mit 
konkreten Kennzahlen und Zielvorgaben für das Straßenbegleitgrün entwickelt. 
Hierdurch erhofft sich der Kreis Wesel mehr Transparenz zu Kosten und Leistun-
gen. 

F8 Eine tiefergehende Analyse der Wirt-
schaftlichkeit ist aufgrund der fehlenden 
Flächendaten und Differenzierung der 
Aufwendungen zum Straßenbegleitgrün 
nicht möglich. 

E8 Der Kreis Wesel sollte die Wirtschaftlich-
keit der Unterhaltung des Straßenbe-
gleitgrüns nach Neuerfassung der Flä-
chen differenziert nach verschiedenen 
Bewuchsarten analysieren. 

Die unter Punkt 7.2 genannte Gesamtstrategie wird um das Kriterium Bewuchs-
arten ergänzt. 
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